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Stromangebot und Landesverbrauch im Winterhalbjahr
Szenario Neue Energiepolitik, Variante C&E
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Pressekonferenz AVES Schweiz

Datum: 18.11.2014

Ort: Bern

Thema: Energiestrategie 2050 – Mehrkosten für weniger Versorgungssicherheit
Referat NR Albert Rösti, Präsident AVES – es gilt das gesprochene Wort
Begrüssung als AVES-Präsident, Vorstellen der Referenten

Wer ist AVES und was will AVES?

Die Aktion für vernünftige Energiepolitik Schweiz (AVES) setzt sich im Rahmen der freien Marktwirtschaft ein für eine sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche Stromversorgung. Der zentrale Grundsatz von AVES lautet: Alle Energien nutzen. Ein idealer Mix aus allen Energieträgern ist anzustreben. Die AVES schliesst keine Technologie aus. Die AVES vertritt eine offene und liberale Haltung. 
Die AVES ist unabhängig und parteipolitisch wie konfessionell neutral.
Die AVES zählt rund 6000 Mitglieder, wovon etwa 60 nationale Parlamentarierinnen und Parlamentarier sind. Die Mitglieder sind organisiert in 18 Regionalgruppen.

Die AVES betrachtet die sogenannte „Energiewende“ mit grosser Sorge, weil damit mit zu hohen Kosten die Versorgungssicherheit in der Schweiz verschlechtert wird.

AVES-Grundsätze für eine nachhaltige Energiepolitik
Die Diskussionen um unsere Energiepolitik haben sich in den letzten Jahren stark verändert. Die Debatte ist inzwischen geprägt von Ideologien und Emotionen. Wir wünschen uns eine rationale und mit Augenmass geführte Diskussion zurück. Sachargumente sollen wieder ihre Gültigkeit haben, nicht Wunschdenken. Die AVES hat sich deshalb strategisch neu ausgerichtet. Die drei strategischen Pfeiler für die aktuelle Arbeit der AVES sind:
1) Bekämpfung der ausufernden Subventionen und staatlichen Eingriffe im Energiebereich. 
Die kostendeckende Einspeisevergütung (KEV) muss gestoppt werden! Die KEV führt - wie bereits das Fördersystem in Deutschland - zu grossen Marktverzerrungen. Als Resultat davon kommt unsere Wasserkraft immer mehr unter Druck und ist teils schon nicht mehr rentabel. 
2) Rahmenbedingungen setzen, die den Erhalt und den Ausbau der Stromproduktion aus Wasserkraft ermöglichen. 
Die Wasserkraft ist unsere beste und wichtigste Stromquelle und beinahe CO2-frei. Seit jeher ist die Wasserkraft unser grösster Trumpf in der Stromversorgung. Wir müssen zur Wasserkraft Sorge tragen! Die Rahmenbdingungen (Bewilligungsverfahren, Ausgestaltung KEV) müssen sich danach ausrichten.
3) Verhindern einer Laufzeitbeschränkung der bestehenden Kernkraftwerke, solange diese sicher sind. Zusätzlich ist ein Technologieverbot abzulehnen.

Solange unsere Kernkraftwerke sicher sind, gibt es keinen Grund, diese frühzeitig durch politische Entscheide abzuschalten. Als Alternative müssten wir Kohlestrom aus Deutschland importieren.
Ein Technologieverbot muss abgewendet werden, denn es macht grundsätzlich keinen Sinn, künftige Technologien bereits im Vorneherein zu verbieten, sei dies nun innerhalb der Kernenergie oder andere Technologien. Wir dürfen uns künftige Chancen, auch wenn diese vielleicht heute noch nicht marktreif sind, nicht verbauen.
Die Energiestrategie 2050 ist unvollständig
Die Energiestrategie 2050 ist aus unserer Sicht unvollständig aufgegleist. Es ist noch unklar, wie die 2. Etappe, bei der ein Lenkungssystem das heutige Subventionssystem ablösen soll, aussehen wird und wie damit die gesetzten Ziele erreicht werden sollen. Das ist eine Politik der Salamitaktik. Wir wollen nicht scheibchenweise auf die Zukunft vertröstet werden. Wir wollen keine Black-Box – wir wollen heute Klarheit darüber, was später (ab 2021) kommt.
Deswegen habe ich für den Beginn der Debatte im Nationalrat einen Rückweisungsantrag eingereicht. Die Energiestrategie 2050 in der vorliegenden Form ist an den Bundesrat zurückzuweisen. Eine gesamtheitliche Strategie ist notwendig. Wir fordern, dass der Bundesrat das 2. Massnahmenpaket, die ökologische Steuerreform, gleichzeitig mit dem ersten nun vorliegenden Massnahmenpaket dem Parlament vorlegt. Wenn wir jetzt so wichtige Weichen für unsere Energiezukunft stellen wollen, dann müssen wir mit vollständigen Informationen entscheiden können und nicht die Lösungen in die Zukunft verschieben. 
Zudem fehlt in der vorliegenden Energiestrategie eine klare Strategie, wie die Stromerzeugung aus Wasserkraft mittel- bis langfristig gesichert werden kann. Wir brauchen eine Strategie, die klar aufzeigt, mit welchen Massnahmen wir die einheimische Wasserkraft unterstützen können. Wasserkraft war in der Vergangenheit stets unser Trumpf und das soll sie auch weiterhin bleiben.
------------------------------------
Schlussvotum

Zusammengefasst kann man folgendes sagen: Die Energiestrategie in der vorliegenden Form bringt die folgenden 4 negativen Auswirkungen mit sich:

· Höhere Kosten für Privathaushalte und KMU

· Mehr Stromimporte und somit mehr Auslandabhängigkeit

· Mehr CO2 aufgrund der Stromimporte aus Kohlekraftwerke

· Weniger Versorgungssicherheit (Verfügbarkeit EE, Importe, Netzstabilität)

Kurz: Die Energiestrategie 2050 bedeutet hohe Mehrkosten für weniger Versorgungssicherheit! AVES sagt dazu klar NEIN!

Anhand untenstehender Grafik lässt sich der zu erwartende Versorgungsengpass in der Schweiz mit Fokus auf das Jahr 2035 aufzeigen:
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Stromangebot und Landesverbrauch im Winterhalbjahr
Ausgangslage heute
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Die linke Grafik zeigt den Versorgungsengpass (weiss zwischen schraffierter Fläche und ausgezogener schwarzer Linie), wie er der Energiestrategie gemäss BFE; Prognos 2012 zugrunde liegt. Seither haben sich einige Variablen geändert:

· die äusserst ehrgeizigen Ziele der neuen Energiepolitik (NEP) wurden durch die politischen Massnahmen (POM) ersetzt. Die schwarze Linie (Stromverbrauch) sinkt für die Zukunft nicht mehr, respektive nicht mehr so steil – die weisse Fläche vergrössert sich.

· Mühleberg wird aus ökonomischen Gründen früher abgeschaltet – die weisse Fläche vergrössert sich.

· Der Ausbau der Wasserkraft erweist sich als schwierig (als Beispiel diene die Revision der VBLN) und kann nicht als gegeben angenommen werden – die weisse Fläche vergrössert sich.

· Die Geothermie-Projekte erweisen sich als äusserst fraglich und werden nicht als gegeben angenommen – die weisse Fläche vergrössert sich.

Allein diese Änderungen führen zu einem zusätzlichen Bedarf von zwei GuD im Jahr 2035.
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